
BZB: Welche Erfahrungen bringen Sie 
für Ihre Tätigkeit als Bezirksstellen-
vorsitzender mit?
Wanninger: Ich bin seit 25 Jahren nieder-
gelassener Zahnarzt in eigener Praxis in 
Straubing. Außerdem engagiere ich mich 
seit über 20 Jahren in der zahnärztlichen 
Standespolitik. Ich war Mitglied der Ver-
treterversammlung der KZVB, Fortbil-
dungsreferent im Zahnärztlichen Bezirks-
verband und Mitglied im Vorstand der 
Bayerischen Landeszahnärztekammer. 
Dabei war mir eines immer besonders
wichtig: der Erhalt der Freiberu� ichkeit. 
Es freut mich, dass ich nun als Bezirks-
stellenvorsitzender der KZVB einen Bei-
trag für den Erhalt der � ächendeckenden 
Versorgung leisten kann.

BZB: Wie ist Niederbayern zahnmedi-
zinisch versorgt?
Wanninger: Noch gut! Aber der demo-
gra� sche Wandel und der Trend zur An-
stellung machen sich auch bei uns bemerk-
bar. Immer mehr Alterspraxen schließen 
ohne Nachfolger. Wege und Wartezeiten 
werden für die Patienten länger. Hinzu 
kommt: Hinter jeder Praxis steht ein Lebens-
werk. Es tut weh, wenn man sie au� ösen 
und die Ausstattung entsorgen muss.

BZB: Was kann man gegen das Praxis-
sterben im ländlichen Raum tun?
Wanninger: Diese Entwicklung ist größ-
tenteils politisch verursacht. Die Ärger-
nisse, denen der Berufsstand ausgesetzt 
ist, kennen wir alle: Zu viel Bürokratie, die 
Budgetierung, ein GOZ-Punktwert aus dem 
Jahr 1988, eine störungsanfällige Tele-

matik-Infrastruktur (TI) – das weckt nicht 
gerade die Freude an der Selbstständig-
keit. Ich möchte aber auch feststellen, 
dass die Landpraxis rein wirtschaftlich 
nach wie vor attraktiv ist. Wir haben in 
Niederbayern Gemeinden, in denen es für 
5 000 Patienten nur einen Behandler gibt. 
In München liegt das Verhältnis, glaube 
ich, bei 1 : 600.

BZB: Was kann man tun, damit sich 
wieder mehr junge Kolleginnen und 
Kollegen für den ländlichen Raum ent-
scheiden?
Wanninger: Ich sehe in investoren� nan-
zierten MVZ (iMVZ) eine große Bedro-
hung für die � ächendeckende Versorgung.
Jeder Zahnarzt, der dort als Angestellter 
tätig ist, fehlt uns als Gründer oder Über-
nehmer einer Bestandspraxis. Und iMVZ 
lassen sich fast ausschließlich in den städ-
tischen Ballungsräumen nieder. Wir brau-
chen endlich strengere Regeln für MVZ. 
Die Gründung und der Betrieb eines 
zahnmedizinischen MVZ sollte nur Zahn-
ärzten gestattet sein. Außerdem braucht 
es eine weitere Begrenzung der Markt-
anteile und ein MVZ-Register. So wie das 
Bayern und andere Bundesländer im Bun-
desrat gefordert haben.

BZB: Welchen Beitrag können die Be-
zirksstellen für den Erhalt der Versor-
gungsstrukturen leisten?
Wanninger: Wir sind der erste Ansprech-
partner für die Kollegen vor Ort und ver-
stehen uns als Dienstleister, nicht als Be-
hörde. Anträge für Vorbereitungsassisten-
ten werden schnellstmöglich bearbeitet. 

Wir versuchen auch bei der Praxisüber-
gabe zu unterstützen. Aber derzeit über-
steigt das Angebot die Nachfrage, und 
daran können wir an der Basis wenig än-
dern. Hier ist die Politik gefordert. Ein 
wichtiges Signal für den Nachwuchs war 
die Einigung der KZVB mit der AOK Bay-
ern. Alle in 2023 erbrachten Leistungen 
werden trotz der Budgetierung voll vergü-
tet. Auch 2024 sollen Überschreitungen 
vermieden werden. In anderen Bundes-
ländern wurden dagegen bereits Kür-
zungsbescheide verschickt. Das Verhand-
lungsergebnis mit der AOK Bayern war 
nur möglich, weil wir alle zusammenge-
halten haben. Es motiviert mich, mich wei-
terhin für den Berufsstand zu engagieren.

BZB: Vielen Dank für das Gespräch!

Die Fragen stellte Leo Hofmeier.

iMVZ bedrohen 
� ächendeckende 
Versorgung
Walter Wanninger über seine Ziele als Bezirksstellenvorsitzender

Der Vorstand der KZVB wird von ehrenamtlich tätigen Zahnärzten unterstützt, die wir im BZB vorstellen. Für diese Aus-
gabe sprachen wir mit Walter Wanninger, Vorsitzender der KZVB-Bezirksstelle Niederbayern, über die Versorgung im 
ländlichen Raum.
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Walter Wanninger ist Vorsitzender der KZVB-

Bezirksstelle Niederbayern.

Die Fragen stellte Leo Hofmeier.
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